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3. Steht darüber hinaus die Auslegung des Berufungsgerichts, das die Art. 15 und 17 des gesetzesvertretenden Dekrets 36/2003 
auf vorhandene Deponien, die bereits über eine Betriebszulassung verfügen, auch in Bezug auf die finanziellen Belastungen 
anwenden wollte, die sich aus den danach auferlegten Pflichten, insbesondere der Verlängerung der Nachsorge von zehn auf 
dreißig Jahre, ergeben, und diese Belastungen dem „Besitzer“ auferlegt und auf diese Weise die Änderung der in den Vereinba-
rungen, die die Entsorgungstätigkeit regeln, festgelegten Entgelte zu dessen Nachteil rechtfertigt, mit den Art. 10 und 
14 derRichtlinie 1999/31/EG in Einklang?

4. Steht schließlich die Auslegung des Berufungsgerichts, das die Art. 15 und 17 des gesetzesvertretenden Dekrets 36/2003 auf 
vorhandene Deponien, die bereits über eine Betriebszulassung verfügen, auch in Bezug auf die finanziellen Belastungen anwen-
den wollte, die sich aus den danach auferlegten Pf lichten, insbesondere der Verlängerung der Nachsorge von zehn auf dreißig 
Jahre, ergeben, und der Ansicht war, dass — bei deren Bestimmung — nicht nur die Abfälle zu berücksichtigen seien, die ab 
Inkrafttreten der Umsetzungsvorschriften angeliefert werden, sondern auch die bereits vorher angelieferten, mit den Art. 10 
und 14 der Richtlinie 1999/31/EG in Einklang?

(1) Richtlinie 1999/31/EG des Rates vom 26. April 1999 über Abfalldeponien (ABl. 1999, L 182 S. 1).
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Verfahrenssprache: Polnisch

Vorlegendes Gericht

Sąd Okręgowy w Krakowie

Parteien des Ausgangsverfahrens

Klägerin und Berufungsklägerin: VL

Beklagter und Berufungsbeklagter: Szpital Kliniczny im. dra J. Babińskiego Samodzielny Publiczny Zakład Opieki Zdrowotnej w Krako-
wie

Vorlagefrage

Ist Art. 2 der Richtlinie 2000/78/EG vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (1) dahin auszulegen, dass eine Differenzierung der Situation einzelner Personen, die zu 
einer sich durch eine geschützte Eigenschaft (Behinderung) auszeichnenden Gruppe gehören, eine Form der Verletzung des 
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Gleichbehandlungsgrundsatzes darstellt, wenn die vom Arbeitgeber vorgenommene Differenzierung innerhalb der Gruppe aufgrund 
eines scheinbar neutralen Kriteriums erfolgt, dieses Kriterium nicht durch ein rechtmäßiges Ziel objektiv gerechtfertigt werden kann 
und die Mittel zur Erreichung dieses Ziels nicht angemessen und erforderlich sind?

(1) ABl. 2000, L 303, S. 16.

Vorabentscheidungsersuchen des Sąd Okręgowy Poznań (Polen), eingereicht am 15. Januar 2019 — Corporis 
Sp. z o.o., Bielsko Biała/Gefion Insurance A/S, Kopenhagen

(Rechtssache C-25/19)

(2019/C 164/12)

Verfahrenssprache: Polnisch

Vorlegendes Gericht

Sąd Okręgowy w Poznaniu (Polen)

Parteien des Ausgangsverfahrens

Beschwerdeführerin: Corporis Sp. z o.o. w Bielsku Białej

Beschwerdegegnerin: Gefion Insurance A/S w Kopenhadze

Vorlagefrage

Ist Art. 152 Abs. 1 und 2 in Verbindung mit Art. 151 der Richtlinie 2009/138/EG (1) und dem achten Erwägungsgrund der Verord-
nung (EG) Nr. 1393/2007 (2) dahin auszulegen, dass die Vertretung eines Nichtlebensversicherungsunternehmens durch einen hierzu 
ernannten Vertreter die Entgegennahme eines Schriftstücks umfasst, mit dem ein Gerichtsverfahren auf Schadensersatz aus einem Ver-
kehrsunfall eingeleitet wird?

(1) Richtlinie 2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 betreffend die Aufnahme und Ausübung der Versi-
cherungs- und der Rückversicherungstätigkeit (Solvabilität II) (ABl. L 335, S. 1).

(2) Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. November 2007 über die Zustellung gerichtlicher und 
außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen in den Mitgliedstaaten (Zustellung von Schriftstücken) und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1348/2000 des Rates (ABl. L 324, S. 79).

Vorabentscheidungsersuchen der Commissione tributaria provinciale di Modena (Italien), eingereicht am 
15. Januar 2019 — Azienda USL di Modena/Comune di Sassuolo

(Rechtssache C-26/19)

(2019/C 164/13)

Verfahrenssprache: Italienisch

Vorlegendes Gericht

Commissione tributaria provinciale di Modena


	Rechtssache C- 16/19: Vorabentscheidungsersuchen des Sąd Okręgowy w Krakowie (Polen), eingereicht am 2. Januar 2019 — VL/Szpital Kliniczny im. dra J. Babińskiego Samodzielny Publiczny Zakład Opieki Zdrowotnej w Krakowie

